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vor der Gerichtsbarkeit und vor jeglichen staatlichen 
Zwangsmaßnahmen des Empfangsstaates, mit Aus­
nahme bei:

a) Klagen in bezug auf persönliches, im Empfangs­
staat belegenes unbewegliches Vermögen, soweit 
sie es nicht im Namen des Entsendestaates zu kon­
sularischen Zwecken besitzt;

b) Klagen in Nachlaßsachen, in denen eine konsula­
rische Amtsperson oder ein Mitarbeiter des Konsu­
lats in privater Eigenschaft nicht im Namen des 
Entsendestaates als Testamentsvollstrecker, Nach­
laßverwalter, Erbe oder Vermächtnisnehmer auf- 
tritt;

c) Klagen im Zusammenhang mit einer freiberuf­
lichen oder gewerblichen Tätigkeit, die eine kon­
sularische Amtsperson oder ein Mitarbeiter des 
Konsulats im Empfangsstaat neben der dienst­
lichen Tätigkeit ausübt.

(2) Gegen eine konsularische Amtsperson oder gegen 
einen Mitarbeiter des Konsulats, soweit es sich nicht 
um einen Bürger des Empfangsstaates oder um eine in 
diesem Staat ständig lebende Person handelt, dürfen 
Vollstreckungsmaßnahmen nur in den unter Buchstaben 
a, b und c des Absatzes 1 vorgesehenen Fällen und 
nur unter der Voraussetzung getroffen werden, daß sie 
durchführbar sind, ohne die Unverletzlichkeit der Per­
son oder ihrer Wohnung zu beeinträchtigen.

(3) Familienmitglieder einer konsularischen Amtsper­
son oder eines Mitarbeiters des Konsulats, soweit es 
sich nicht um einen Bürger des Empfangsstaates oder 
um eine in diesem Staat ständig lebende Person han­
delt und sie mit ihnen im gemeinsamen Haushalt le­
ben, genießen die Immunität vor der Gerichtsbarkeit 
und jeglichen staatlichen Zwangsmaßnahmen des Emp­
fangsstaates sowie die persönliche Unantastbarkeit wie 
eine konsularische Amtsperson oder ein Mitarbeiter 
des Konsulats, soweit es sich nicht um einen Bür­
ger des Empfangsstaates oder um eine in diesem Staat 
ständig lebende Person handelt.

(4) Der Entsendestaat kann auf die Immunität kon­
sularischer Amtspersonen und Mitarbeiter des Kon­
sulats sowie ihrer Familienangehörigen verzichten. Der 
Verzicht muß in jedem Fall in gehöriger Form zum 
Ausdruck gebracht werden. Der Verzicht auf die Im­
munität vor der Gerichtsbarkeit in Zivilverfahren und 
bei administrativen Angelegenheiten bedeutet nicht den 
Verzicht auf die Immunität in bezug auf die Vollstrek- 
kung der Entscheidung, wozu ein besonderer Verzicht 
erforderlich ist.

Artikel 17
(1) Eine konsularische Amtsperson ist nicht verpflich-” 

tet, Zeugenaussagen zu machen.

(2) Wenn der Entsendestaat einverstanden ist, daß 
eine konsularische Amtsperson oder ein Mitarbeiter des 
Konsulats, der Bürger des Entsendestaates ist und sei­
nen ständigen Wohnsitz nicht im Empfangsstaat hat, 
Zeugenaussagen macht, so kann dieser auf Ersuchen 
aussagen.

(3) Es ist unzulässig, eine konsularische Amtsperson 
oder einen Mitarbeiter des Konsulats, der nicht Bürger 
des Empfangsstaates ist oder nicht seinen ständigen 
Wohnsitz in ihm hat, zu zwingen, Zeugenaussagen zu 
machen, zu diesem Zweck vor Gericht zu erscheinen 
oder im Falle einer Aussageverweigerung oder eines 
Fernbleibens vor Gericht zur Verantwortung zu ziehen.

(4) Ein Mitarbeiter des Konsulats, der Bürger des 
Empfangsstaates ist oder seinen ständigen Wohnsitz in 
ihm hat, kann sich weigern, über dienstliche Angele­
genheiten Zeugenaussagen zu machen.

(5) Bei Anwendung der in Absatz 2 des vorliegenden 
Artikels enthaltenen Festlegungen werden entspre­
chende Maßnahmen getroffen, um eine Behinderung 
der Arbeit des Konsulats zu vermeiden.

Wenn es möglich ist, können mündliche oder schrift­
liche Zeugenaussagen im Konsulat oder in der Woh­
nung der betreffenden konsularischen Amtsperson oder 
des betreffenden Mitarbeiters des Konsulats gemacht 
werden.

(6) Die Bestimmungen dieses Artikels treffen auf alle 
Verfahren und Handlungen zu, die von staatlichen Or­
ganen durchgeführt werden.

(7) Die Bestimmungen dieses Artikels werden ent­
sprechend auf Familienangehörige einer konsulari­
schen Amtsperson oder eines Mitarbeiters des Konsulats 
angewandt, sofern sie mit diesen im gemeinsamen 
Haushalt leben, nicht Bürger des Empfangsstaates sind 
und nicht ihren ständigen Wohnsitz in ihm haben.

Artikel 18
(1) Die konsularische Amtsperson wird im Empfangs­

staat von allen Zwangsverpflichtungen befreit.
(2) Absatz 1 des vorliegenden Artikels erstreckt sich 

auch auf die Mitarbeiter des Konsulats und die Fami­
lienangehörigen der konsularischen Amtspersonen und 
Mitarbeiter, sofern sie mit ihnen im gemeinsamen 
Haushalt leben, unter der Bedingung, daß in jedem 
einzelnen Falle die betreffende Person nicht Bürger des 
Empfangsstaates ist oder in ihm ihren ständigen Wohn­
sitz hat.

Artikel 19
Eine konsularische Amtsperson oder ein Mitarbeiter 

des Konsulats sowie die mit ihm im gemeinsamen 
Haushalt lebenden Familienangehörigen, die Bürger des 
Entsendestaates sind, jedoch nicht ständig im Emp­
fangsstaat leben, unterliegen nicht den Verpflichtun­
gen, die sich aus den Rechtsvorschriften des Empfangs­
staates über die Ausländermeldepflicht und über den 
Erwerb einer Aufenthaltsgenehmigung ergeben.

Artikel 20
(1) Der Empfangsstaat befreit den Entsendestaat von 

allen Steuern und anderweitigen Gebühren für:
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile, die aus­
schließlich für konsularische Zwecke genutzt werden, 
einschließlich der Wohnräume für konsularische Amts­
personen oder Mitarbeiter des Konsulats, wenn die ge­
nannten Räumlichkeiten und Grundstücke im Besitz 
des Entsendestaates sind oder in dessen Namen ge­
pachtet werden;
Verträge und Dokumente, die den Erwerb der genann­
ten Immobilien betreffen, wenn der Entsendestaat die­
sen Besitz ausschließlich für konsularische Zwecke er­
wirbt.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes I dieses Artikels 
beziehen sich nicht auf die Bezahlung verschiedener Ar­
ten von Dienstleistungen.

Artikel 21

Der Empfangsstaat befreit den Entsendestaat von al­
len Steuern und ähnlichen Gebühren für das bewegliche


